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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes
und anderer Gesetze

A. Probleme und Ziel

Ziel der Neuregelungen ist die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 zur Erleichterung
des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen über die Straßenver-
kehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte (ABl. L 288 vom 5.11.2011, S. 1).
Diese regelt den elektronischen Halterdatenaustausch zwischen den Mitglied-
staaten der Europäischen Union bei bestimmten Verkehrsverstößen, die mit
Fahrzeugen begangen wurden, die im EU-Ausland zugelassen sind.

B. Lösung

Regelung des von der Richtlinie geforderten Informationsschreibens im Rah-
men des Bußgeldverfahrens, Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Aus-
kunftserteilung an den Betroffenen, Regelung der Auskunftserteilung an die
Behörden der Mitgliedstaaten bei Vorliegen der Voraussetzungen der Richtlinie
und Festlegung der im Einzelnen zu übermittelnden Daten. Verankerung des
Kraftfahrt-Bundesamtes (KBA) als nationale Kontaktstelle im Gesetz über die
Errichtung eines Kraftfahr-Bundesamts.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in nationales Recht entstehen
keine Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für die Bürgerinnen und Bürger

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in nationales Recht entsteht
kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger.
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E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in nationales Recht entsteht
kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Bund

Die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU führt auf Bundesebene zu einmali-
gem Erfüllungsaufwand von ca. 315 000 Euro Personalaufwand und Sachkos-
ten von ca. 13 200 Euro. Der zusätzliche jährliche Erfüllungsaufwand auf Bun-
desebene beträgt ca. 62 000 Euro an Personalaufwand. Der erforderliche Sach-
und Personalaufwand wird im Rahmen der im Haushaltsplan in Kapitel 12 12
des Kraftfahrt-Bundesamtes zur Verfügung stehenden Mittel erwirtschaftet.

Länder/Kommunen

Die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU führt auf Landesebene zu einmali-
gem Erfüllungsaufwand von ca. 15 Mio. Euro Personalaufwand und Sachkos-
ten von ca. 400 000 Euro. Der zusätzliche jährliche Erfüllungsaufwand auf
Landesebene beträgt ca. 11,8 Mio. Euro an Personalaufwand und Sachkosten
von ca. 2,7 Mio. Euro.

F. Weitere Kosten

Kosten für die Wirtschaft einschließlich mittelständischer Unternehmen entste-
hen nicht. Auswirkungen auf Einzelpreise und auf das allgemeine Preisniveau,
insbesondere das Verbraucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten.
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Anlage 1

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes
und anderer Gesetze

Vom*…

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Straßenverkehrsgesetzes

Das Straßenverkehrsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 5. März 2003 (BGBl. I S. 310, 919), das zu-
letzt durch […] vom […] geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 6a Absatz 1 Nummer 3 wird das Wort „Stillegung“
durch das Wort „Außerbetriebsetzung“ ersetzt.

2. Nach § 26a wird folgender § 27 eingefügt:

„§ 27
Informationsschreiben

(1) Hat die Verwaltungsbehörde in einem Bußgeldver-
fahren den Halter oder Eigentümer eines Kraftfahrzeugs
auf Grund einer Abfrage im Sinne von Artikel 4 der
Richtlinie 2011/82/EU des Europäischen Parlaments und
des Rates vom 25. Oktober 2011 zur Erleichterung des
grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen
über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Ver-
kehrsdelikte (ABl. L 288 vom 5.11.2011, S. 1) ermittelt,
übersendet sie der ermittelten Person ein Informations-
schreiben. In diesem Schreiben werden die Art des Ver-
stoßes, Zeit und Ort seiner Begehung, das gegebenen-
falls verwendete Überwachungsgerät, die anwendbaren
Bußgeldvorschriften sowie die für einen solchen Verstoß
vorgesehene Sanktion angegeben. Das Informations-
schreiben ist in der Sprache des Zulassungsdokuments
des Kraftfahrzeugs oder in einer der Amtssprachen des
Mitgliedstaates zu übermitteln, in dem das Kraftfahr-
zeug zugelassen ist.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die ermittelte Person ih-
ren ordentlichen Wohnsitz im Inland hat.“

3. In § 33 Absatz 1 Satz 2 werden nach den Wörtern „Im
örtlichen“ die Wörter „und im Zentralen“ eingefügt.

4. § 35 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Die nach § 33 Absatz 3 gespeicherten Daten
über die Fahrtenbuchauflagen dürfen

1. den Zulassungsbehörden in entsprechender An-
wendung des Absatzes 5 Nummer 1 zur Überwa-
chung der Fahrtenbuchauflage,

2. dem Kraftfahrt-Bundesamt in entsprechender An-
wendung des Absatzes 5 Nummer 1 für die Unter-
stützung der Zulassungsbehörden im Rahmen der
Überwachung der Fahrtenbuchauflage oder

3. den hierfür zuständigen Behörden oder Gerichten
zur Verfolgung von Straftaten oder von Ord-
nungswidrigkeiten nach §§ 24, 24a oder § 24c je-
weils im Einzelfall übermittelt werden.“

b) In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 33 Abs. 1“
durch die Wörter „§ 33 Absatz 1 oder 3“ ersetzt.

5. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:

„(2a) Die Übermittlung aus dem Zentralen Fahr-
zeugregister nach § 35 Absatz 1 Nummer 9 darf
durch Abruf im automatisierten Verfahren an die mit
der Kontrolle und Erhebung der Umsatzsteuer be-
trauten Dienststellen der Finanzbehörden erfolgen,
wenn dies im Einzelfall zur Verhinderung einer miss-
bräuchlichen Anwendung der Vorschriften des Um-
satzsteuergesetzes beim Handel, Erwerb oder bei der
Übertragung von Fahrzeugen erforderlich ist.“

b) Die bisherigen Absätze 2a bis 2d werden die Ab-
sätze 2b bis 2e.

c) Nach Absatz 2e wird folgender Absatz 2f eingefügt:

„(2f) Die Übermittlung nach § 35 Absatz 2a darf
durch Abruf im automatisierten Verfahren erfolgen.“

d) In Absatz 6 werden nach Satz 2 folgende Sätze einge-
fügt:

„Die nach Satz 1 protokollierten Daten dürfen auch
dazu verwendet werden, der betroffenen Person dar-
über Auskunft zu erteilen, welche ihrer in Anhang I,
Abschnitt I. und II. der Richtlinie 2011/82/EU des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Ok-
tober 2011 zur Erleichterung des grenzüberschreiten-
den Austauschs von Informationen über die Straßen-
verkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte
(ABl. L 288 vom 5.11.2011, S. 1) enthaltenen perso-
nenbezogenen Daten an Stellen in anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union zum Zwecke der
dortigen Verfolgung von in Artikel 2 der Richtlinie
2011/82/EU aufgeführten, die Straßenverkehrssicher-
heit gefährdenden, Delikten übermittelt wurden. Das
Datum des Ersuchens und die zuständige Stelle nach
Satz 1, an die die Übermittlung erfolgte, sind der be-
troffenen Person ebenfalls mitzuteilen. § 36a gilt für
das Verfahren nach den Sätzen 3 und 4 entspre-
chend.“

* Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU des

Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 zur

Erleichterung des grenzüberschreitenden Austauschs von Informatio-

nen über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte

(ABl. L 288 vom 5.11.2011, S. 1).
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6. Nach § 37a wird folgender § 37b eingefügt:

„§ 37b
Übermittlung von Fahrzeug- und Halterdaten

nach der Richtlinie 2011/82/EU

(1) Das Kraftfahrt-Bundesamt unterstützt nach Absatz 2
die in Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2011/82/EU ge-
nannten nationalen Kontaktstellen der anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union bei den Ermittlungen in
Bezug auf folgende in den jeweiligen Mitgliedstaaten be-
gangenen, die Straßenverkehrssicherheit gefährdenden
Verkehrsdelikte:

1. Geschwindigkeitsübertretungen,

2. Nicht-Anlegen des Sicherheitsgurtes,

3. Überfahren eines roten Lichtzeichens,

4. Trunkenheit im Straßenverkehr,

5. Fahren unter Einfluss von berauschenden Mitteln,

6. Nicht-Tragen eines Schutzhelmes,

7. unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens,

8. rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder
anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren.

(2) Auf Anfrage teilt das Kraftfahrt-Bundesamt der na-
tionalen Kontaktstelle eines anderen Mitgliedstaates der
Europäischen Union folgende nach § 33 gespeicherten
Daten zu Fahrzeug und Halter mit:

1. amtliches Kennzeichen,

2. Fahrzeug-Identifizierungsnummer,

3. Land der Zulassung,

4. Marke des Fahrzeugs,

5. Handelsbezeichnung,

6. EU-Fahrzeugklasse,

7. Name des Halters,

8. Vorname des Halters,

9. Anschrift des Halters,

10. Geschlecht,

11. Geburtsdatum,

12. Rechtsperson,

13. Geburtsort,

wenn dies im Einzelfall für die Erfüllung einer Aufgabe
der nationalen Kontaktstelle des anfragenden Mitglied-
staates der Europäischen Union oder der zuständigen
Behörde des anfragenden Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union erforderlich ist.“

7. Der bisherige § 37b wird § 37c.

8. § 40 wird wie folgt geändert:

a) Die Absatzbezeichnung „(1)“ wird gestrichen.

b) Absatz 2 wird aufgehoben.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Errichtung
eines Kraftfahrt-Bundesamtes

§ 2 Absatz 1 des Gesetzes über die Errichtung eines
Kraftfahrt-Bundesamtes in der im Bundesgesetzblatt Teil
III, Gliederungsnummer 9230-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, das zuletzt durch Artikel 26 des Gesetzes vom
8. November 2011 (BGBl. I S. 2178) geändert worden ist,
wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 3 werden die Buchstaben b und c wie folgt
gefasst:

„b) auf dem Gebiet des Straßenverkehrs

aa) nach den Abschnitten 3 und 6 des Verkehrssta-
tistikgesetzes und auf Grund der Artikel 3 und 5
der Verordnung (EU) Nr. 70/2012 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 18. Januar
2012 über die statistische Erfassung des Güter-
kraftverkehrs (ABl. L 32 vom 3.2.2012, S. 1),

bb) auf Grund des Artikels 2 und des Abschnitts D
des Anhangs der Verordnung (EG) Nr. 6/2003
der Kommission vom 30. Dezember 2002 über
die Verbreitung der Statistik des Güterkraftver-
kehrs (ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 45) sowie

cc) über Fahrleistungen, die aus Kilometerstandsab-
lesungen bei Hauptuntersuchungen ermittelt
werden und

c) auf dem Gebiet des Kraftfahrsachverständigenwe-
sens über die bei Hauptuntersuchungen festgestellten
Mängel,“.

2. Nach Nummer 8 wird folgende Nummer 8a eingefügt:

„8a. die Aufgaben der nationalen Kontaktstelle nach Maß-
gabe des Artikels 3 Buchstabe l und des Artikels 4
Absatz 3 der Richtlinie 2011/82/EU des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober
2011 zur Erleichterung des grenzüberschreitenden
Austauschs von Informationen über die Straßenver-
kehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte (ABl.
L 288 vom 5.11.2011, S. 1).“

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in
Kraft.
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Begründung

A. Allgemeines

Die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes enthält die zur
Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2011 erforder-
lichen gesetzlichen Regelungen sowie verschiedene andere
Regelungen.

– Erteilung von Auskünften an die Kontaktstellen im EU-
Ausland betreffend inländische Halter, mit deren Fahr-
zeugen Verkehrsordnungswidrigkeiten im Ausland be-
gangen wurden,

– das Informationsschreiben an ausländische Fahrzeughal-
ter bezüglich der etwaigen Folgen der eingeleiteten Buß-
geldverfahren wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten,

– die Erteilung von Auskünften an inländische Halter be-
züglich sie betreffende, ins Ausland übermittelte Daten,

– die Auflistung der ins Ausland zu übermittelnden Daten,

– die Regelung der Zuständigkeit des KBA als nationale
Kontaktstelle,

– Registrierung der Daten des Fahrzeugerwerbers im Zen-
tralen Fahrzeugregister,

– Einrichtung eines automatisierten Abrufverfahrens hin-
sichtlich der Fahrtenbuchauflage u. a. auch für wissen-
schaftliche Zwecke,

– Onlineabruf aus dem Zentralen Fahrzeugregister durch
die mit der Kontrolle und der Erhebung der Umsatz-
steuer betrauten Dienststellen der Finanzverwaltung.

Gesetzgebungskompetenz des Bundes

Die konkurrierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes
ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 22 des Grund-
gesetzes – GG – (Straßenverkehr und Kraftfahrtwesen). Die
neu eingeführten Regelungen betreffen die Speicherung von
Fahrzeugdaten und deren Übermittlung an die Behörden der
Mitgliedstaaten. Eine unterschiedliche Regelung auf Länder-
ebene der Speicherung und Übermittlung von Fahrzeugdaten
an Behörden der EU-Mitgliedstaaten würde zu einer Zer-
splitterung des Datenabrufverfahrens mit problematischen
Folgen führen, die im Interesse sowohl des Bundes als auch
der Länder nicht hingenommen werden kann.

Zur Wahrung der Rechtseinheit bedarf es daher der bundes-
einheitlichen Regelung gemäß Artikel 72 Absatz 2 zweite
Alternative GG.

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für die Regelung
der Bußgeldvorschriften ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1
Satz 1 GG (Strafrecht).

B. Kosten/Einnahmen

1. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in natio-
nales Recht entstehen keine Haushaltsausgaben ohne Erfül-
lungsaufwand.

2. Erfüllungsaufwand

a) Bürgerinnen und Bürger

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in nationa-
les Recht entsteht kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen
und Bürger.

b) Wirtschaft

Durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU in nationa-
les Recht entsteht kein Erfüllungsaufwand für die Wirt-
schaft.

c) Verwaltung

Für die Schätzung des Erfüllungsaufwands der Verwaltung
ist zu unterscheiden zwischen dem jährlichen und einmali-
gen Personal- und Sachaufwand durch die Einführung der
Informationsschreiben für Zuwiderhandelnden aus dem EU-
Ausland und der damit zusammenhängenden Berichts-
pflicht an die EU-Kommission, der in den Bußgeldbehörden
(Länder/Kommunen) und in den Bundesbehörden entstehen
(KBA, Bundesanstalt für Straßenwesen – BASt –, Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
– BMVBS).

Gesamtübersicht Erfüllungsaufwand

Der gesamte Personal- und Sachaufwand in den Verwal-
tungsbehörden für die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/
EU gestaltet sich wie folgt:



Drucksache 17/13026 – 8 – Deutscher Bundestag – 17. Wahlperiode

Vorgabe/Prozess
Personalaufwand 

jährlich
Personalaufwand 

einmalig
Sachaufwand 

jährlich
Sachaufwand 

einmalig
Länder/Kommunen (Bußgeldstellen)

1.
Mit der Vorgabe vertraut machen/interne 
Schulung der Mitarbeiter 5.024.922

2.
Anpassung von internen Prozessabläufen in der 
Bußgeldbehörde 10.049.844
Entwurf eines Muster-Informationsschreibens 611

3. Fremdleistungen zur Anpassung der Software 400.000

4.
Bearbeitung und Versendung von 
Informationsschreiben 11.767.618 2.691.776

Summe Erfüllungsaufwand der Bußgeldstellen 11.767.618 15.075.377 2.691.776 400.000
Bund (KBA, BASt, BMVBS)

5. Verfahrensanpassungen im KBA, Projektteam 315.000
6. Anpassungen des EUCARIS-Systems 9.000
7. Reisekosten des KBA-Teams 1.200

8.
Übersetzung des Muster-Informationsschreibens 
im Auftrag des BMVBS 3.000

9. Betrieb und Pflege des Neuverfahrens im KBA 20.000

10.
Bearbeitung von datenschutzrechtlichen 
Halteranfragen im KBA 35.000

11. Zuarbeit Berichtspflicht durch KBA 150
12. Zuarbeit Berichtspflicht durch BASt 7.300

Summe Erfüllungsaufwand der Bundesbehörden 62.450 315.000 13.200
Summe Erfüllungsaufwand aller 
Verwaltungsbehörden 11.830.068 15.390.377 2.691.776 413.200

Erfüllungsaufwand für die Umsetzung der Richtlinie 82/2011/EU in nationales Recht in €

Die durch die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU entste-
henden Änderungen im KBA-Verfahren verursachen bei
den betroffenen deutschen Behörden ebenfalls einen Anpas-
sungsaufwand für den Fall, dass sie von der Möglichkeit der
Halterermittlung eines ausländischen Kfz bei Verkehrsver-
stößen Gebrauch machen wollen. Wie hoch dieser ist, hängt
von den Gegebenheiten der jeweiligen Behörde und den in
Betracht kommenden Fallzahlen ab.

Die Höhe dieses Erfüllungsaufwands lässt sich nicht ab-
schätzen.

Darstellung der Fallzahlen

Im Rahmen der Verwaltung wird zwischen den Fallgruppen
für die Bundes- und Länder-/Kommunalverwaltung unter-
schieden.

Kommunen

Nach Angaben des KBA gibt es bundesweit ca. 1 267 Buß-
geldbehörden. Da sich diese in ihrer Struktur und Größe
(zentrale Bußgeldstellen neben Bußgeldstellen auf Stadt-,
Kreis- und Ortsebene) sowie dem zuständigen Arbeitsbe-
reich (ruhender Verkehr vs. fließender Verkehr, Fernstra-
ßennetz vs. untergeordnetes Straßennetz) regional bzw. in
den Bundesländern unterscheiden, kann nur eine grobe
Schätzung der durchschnittlichen Mitarbeiterzahl vorge-
nommen werden. Es wird angenommen, dass durchschnitt-
lich pro Bußgeldbehörde 15 Mitarbeiter/-innen an Schu-
lungsmaßnahmen teilnehmen (insgesamt ca. 19 000) und je
drei Mitarbeiter/-innen Prozessanpassungen in den Behör-
den vornehmen werden.

Für die Ermittlung des jährlichen Erfüllungsaufwand der
Bußgeldstellen sind die jeweiligen Fallzahlen an Zuwider-
handlungen der acht Kategorien der Richtlinie 2011/82/EU
zugrunde zu legen. Da es bislang keine statistische Grund-
lage darüber gibt, wie viel Zuwiderhandlungen von EU-
Ausländern begangen werden, wird mit Näherungswerten
gerechnet, wo dies möglich ist. Die folgende Übersicht zeigt
für die verschiedenen Verkehrsdelikte die geschätzte Anzahl
an Fällen, bei denen ein Informationsschreiben künftig ver-
sendet werden kann.

Bei den Verkehrsdelikten Nicht-Tragen eines Schutzhelms,
die unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens und Nicht-An-
legen eines Sicherheitsgurtes liegen keine verlässlichen
Zahlen vor. Darüber hinaus haben Angaben der Zentralen
Bußgeldstelle in Thüringen gezeigt, dass bei den ersten bei-
den genannten Verkehrsdelikten die Zahl der bislang geahn-
deten ausländischen Verkehrsteilnehmer verschwindend ge-

Geschwindigkeitsübertretungen 1 2.320.000 
Nicht-Anlegen des Sicherheitsgurtes k.A. 
Überfahren eines roten Lichtzeichens2 8.700 
Trunkenheit im Straßenverkehr k.A. 
Fahren unter Einfluss von berauschenden Mitteln k.A. 
Nicht-Tragen eines Schutzhelms k.A. 
unbefugte Benutzung eines Fahrstreifens k.A. 
rechtswidrige Benutzung eines Mobiltelefons oder 
anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren 3 45.000 
1 Daten des KBA, eigene Berechnungen
2  Daten des ACE basierend auf KBA Informationen
3  Daten des KBA

Jährliche Fallzahlen an geahndeten Zuwiderhandlungen
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ring bzw. null ist. Das Fahren unter dem Einfluss berau-
schender Mittel und Trunkenheit am Steuer wird laut Anga-
ben aus den Bußgeldstellen vor Ort aufgenommen, so dass
der Versand eines Informationsschreibens hier entfällt.

Die Zahl an Geschwindigkeitsübertretungen, die von EU-
Ausländern potentiell mit einem Informationsschreiben
adressiert werden könnten, ermittelt sich aus der Zahl an Ge-
schwindigkeitsübertretungen des Jahres 2011, die im Ver-
kehrszentralregister (VZR) erfasst sind (2,9 Millionen). Da
im VZR nur Delikte im Bußgeldbereich erfasst werden, müs-
sen noch die Geschwindigkeitsübertretungen im Verwarn-
geldbereich hinzuaddiert werden. Laut Angaben der Zentra-
len Bußgeldstellen entfallen ca. drei Viertel der Fälle auf den
Bereich der Verwarnungen und ein Viertel auf den Bußgeld-
bereich. Dies ergibt damit in Deutschland ca. 11,6 Millionen
geahndete Geschwindigkeitsübertretungen pro Jahr. Erfah-
rungswerte der zentralen Bußgeldstelle in Thüringen zeigen,
dass ca. 20 Prozent der erfassten Geschwindigkeitsübertre-
tungen von ausländischen Kraftfahrern begangen werden.
Dies entspricht ungefähr dem zehnfachen Anteil an bislang
geahndeten Zuwiderhandlungen in diesem Bereich bei aus-
ländischen Personen, da derzeit nur für bestimmte Staaten
(beispielsweise Belgien, Niederlande, Österreich) die De-
likte weiterverfolgt werden.

Die Zahl an Rotlichtverstößen in Deutschland betrug nach
Angaben des Auto Club Europam Jahr 2007 ca. 290 000. Es
wird auch hier von einem zehnfachen Wert der bislang in
Thüringen geahndeten Verkehrsverstöße von Ausländern
ausgegangen (ca. 3 Prozent der Gesamtzahl in Deutsch-
land).

Die Zahl der rechtswidrigen Benutzung eines Mobiltelefons
oder anderer Kommunikationsgeräte beim Fahren werden
annahmegemäß zu 10 Prozent von ausländischen Fahrern
begangen (2011 insgesamt in Deutschland 450 000).

Bund (KBA, BASt)

Das Projektteam im KBA zur Umsetzung der Richtlinie
2011/82/EU umfasst 19 Mitarbeiter unterschiedlicher Ent-
geltgruppen. Zudem werden noch Mitarbeiter für den Be-
trieb und die Pflege des Neuverfahrens, die Bearbeitung von
datenschutzrechtlichen Halteranfragen und die Zuarbeit
zum Bericht an die EU-Kommission benötigt. Auf Seiten
der BASt wird ein Mitarbeiter für die Berichtserstellung be-
nötigt.

Jährlicher Erfüllungsaufwand

Mit Hilfe von Berechnungen des KBA und der BASt wur-
den die jährlichen Aufwendungen auf Bundesebene ermit-
telt. Auf Basis der Informationen von ausgewählten Buß-
geldbehörden (Zentrale Bußgeldstellen in Thüringen, Ba-
den-Württemberg, Hamburg) wurden mittlere Bearbei-
tungszeiten für die jeweiligen Verwaltungstätigkeiten im
Rahmen des Informationsschreibens ermittelt.

Länder/Kommunen (Bußgeldstellen)

Anhand der o. g. Fallzahlen kann für die geschätzten Ver-
kehrsdelikte der Personal- und Sachaufwand für die
Bearbeitung und Versendung der Informationsschreiben ge-
schätzt werden.

Zeitaufwand 
je Fall in Min.

Personalaufwand 
je Fall in €

(mittlerer/gehobe
ner Dienst: 
33,05 €/h)

Sachaufwand 
je Fall  in € 
(7,56 €/h) Fallzahl

Erfüllungsaufwand 
(Personalkosten)

 in €
Erfüllungsaufwand 
(Sachkosten) in €

1. Geschwindigkeitsübertretungen 9 4,96 1,13 2.320.000 11.501.400 2.630.880

2. Überfahren eines roten Lichtzeichens 9 4,96 1,13 8.700 43.130 9.866

3.

rechtswidrige Benutzung eines 
Mobiltelefons oder anderer 
Kommunikationsgeräte beim Fahren 9 4,96 1,13 45.000 223.088 51.030
Summe 11.767.618 2.691.776

Änderung des jährlichen Personal- und Sachaufwands für die Fallbearbeitung der Informationsschreiben in den Bußgeldstellen 

Vorgaben

 

Der zeitliche Aufwand für die Bearbeitung der Informa-
tionsschreiben wird laut Expertenangaben auf ca. 9 Minuten
pro Fall geschätzt. Die betrachteten Fälle werden durch Mit-
arbeiter des mittleren und gehobenen Dienstes in den
Bußgeldbehörden bearbeitet (durchschnittlicher Stunden-
satz 33,05 Euro/Stunde gemäß Leitfaden Erfüllungsauf-
wand). Der Sachaufwand wird pauschal mit 7,56 Euro/
Stunde berücksichtigt (12 217 Euro im Jahr bei 202 Arbeits-
tagen, 8 Stunden Arbeitszeit pro Tag; siehe Leitfaden Er-
füllungsaufwand). Dadurch ergibt sich aufgrund der Fall-
zahlen ein zusätzlicher jährlicher Personalaufwand i. H. v.
ca. 11,8 Mio. Euro und Sachaufwand von ca. 2,7 Mio. Euro.

Bund (KBA, BASt)

Nach Umsetzung der Richtlinie entsteht beim KBA ein jähr-
lich anfallender Personalaufwand.

Betrieb und Pflege des Neuverfahrens

Betrieb und Pflege verursachen ab Implementierung des
Neuverfahrens im Rechenzentrum sowie in der Verfahrens-
und Anwenderbetreuung des Zentralen Fahrzeugregisters
einen jährlichen Aufwand. Dieser liegt bei ca. 20 000 Euro.
Der Mehraufwand wird im Einzelplan 12 Kapitel 12 12 er-
wirtschaftet. Nach heutigem Kenntnisstand wird angenom-
men, dass für den Betrieb des Neuverfahrens keine zusätz-
lichen Anschaffungen erforderlich sind.

Bearbeitung von datenschutzrechtlichen Halteranfragen

Artikel 7 Absatz 3 der Richtlinie 2011/82/EU statuiert für das
KBA die neue Aufgabe, dem betroffenen Halter Auskunft zu
den vom Zulassungsmitgliedstaat an den Deliktsmitglied-
staat übermittelten Daten zu erteilen. Die Schätzung des hier-
durch entstehenden Aufwands ist abhängig von Faktoren, die
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sich heute noch nicht verlässlich bestimmen lassen. So wer-
den die Zahl der insgesamt an das Ausland erteilten Aus-
künfte sowie daraus der Anteil der beim KBA anfragenden
Halter maßgebend für den entstehenden Aufwand sein. Unter
Zugrundelegung des heute für Protokollauswertungen ent-
stehenden Aufwands und der Annahme von jährlich 1 000
Anfragen wird ein Aufwand von 35 000 Euro geschätzt, der
nicht haushaltswirksam ist. Der Mehraufwand wird im Ein-
zelplan 12 Kapitel 12 12 erwirtschaftet.

Zuarbeit zum Bericht an die Kommission

Die Zulieferung zum nach Artikel 6 der Richtlinie 2011/82/
EU zu erstellenden Bericht der Mitgliedstaaten an die Kom-
mission verursacht beim KBA alle zwei Jahre einen ge-
schätzten Personalaufwand in Höhe von 300 Euro. Der
Mehraufwand wird im Einzelplan 12 Kapitel 12 12 erwirt-
schaftet.

Die Zuarbeit zur Berichtserstellung durch die BASt führt
alle zwei Jahre zu einem zusätzlichen Personalaufwand von
drei Monaten für einen Mitarbeiter im höheren Dienst (Ent-
geltgruppe 13). Nach den Personalkostensätzen des Bundes-
ministeriums der Finanzen für nachgeordnete Bundesbehör-
den ergeben sich somit jährlich Personalaufwendungen
i. H. v. ca. 7 300 Euro (3 Monate × 4 862 Euro = 14 586
Euro/2 Jahre = 7 293 Euro). Dieser Mehraufwand wird im
Einzelplan 12 Kapitel 12 11 erwirtschaftet.

Einmaliger Erfüllungsaufwand

Länder/Kommunen (Bußgeldbehörden)

Der in den Bußgeldbehörden für Schulungs- und Prozessan-
passungsmaßnahmen notwendige Personal- und Sachauf-
wand stellt sich wie folgt dar:

Tätigkeit 

Zeitaufwand 
in Stunden je 
Mitarbeiter 

Anzahl 
beteiligter
Mitarbeiter 
je Behörde 

Gesamtzahl
an Stunden 

Lohnsatz in 
€/h 

Einmaliger 
Personal- 

aufwand in € 

1. 
Mit der Vorgabe vertraut machen/interne 
Schulung der Mitarbeiter 8 15 152.040 33,05 5.024.922 

2. 
Anpassung von internen Prozessabläufen in der 
Bußgeldbehörde 80 3 304.080 33,05 10.049.844 

3. Entwurf eines Muster-Informationsschreibens 16 1 16 38,20 611 
Summe einmaliger Personalaufwand für Schulung 
und Prozessanpassung 15.075.377 

Aufwandsposten

Einmaliger 
Sachauf- 
wand in € 

4. Fremdleistungen zur Anpassung der Software 400.000

Summe einmaliger Sachaufwand für die
Programmierung der Software 400.000

Einmaliger Erfüllungsaufwand zur Schulung und Prozessanpassung in Bußgeldstellen (n=1.267)
Einmaliger Personalaufwand (n=1.267) 

 
Einmaliger Sachaufwand (n=20)

Anzahl an Aufwandsposten 
Kosten pro 

Aufwandsposten in € 
400 1000,00 

Die Schulung der relevanten Mitarbeiter in den Bußgeld-
stellen, die geschult werden müssen, sind jeweils hälftig im
mittleren und gehobenen Dienst beschäftigt (durchschnitt-
licher Lohnsatz 33,05 Euro/Stunde, siehe Leitfaden Erfül-
lungsaufwand). Pro Mitarbeiter muss für die Schulung ein
Zeitaufwand von acht Stunden angesetzt werden.

Die Anpassung der internen Prozessabläufe (Installation der
Software, Testläufe etc.) erfordert einen geschätzten Perso-
nalaufwand je Bußgeldstelle von 80 Stunden/Mitarbeiter für
drei Mitarbeiter. Hier wird ebenfalls von einem gewichteten
Lohnsatz (mittlerer bzw. gehobener Dienst) von 33,05 Euro/
Stunde ausgegangen.

Die Ausarbeitung des deutschen Muster-Informations-
schreibens hat insgesamt einen Personalaufwand von zwei
Tagen für eine Mitarbeiterin im gehobenen Dienst (Lohn-
satz 38,20 Euro/Stunde) einer Bußgeldstelle benötigt.

Die Anpassung der Software durch die jeweiligen Soft-
wareanbieter der Behörden wird laut Expertenangaben mit
20 Manntagen à 1 000 Euro pro Manntag angesetzt. Es wird
davon ausgegangen, dass mehrere Bußgeldstellen denselben
Softwareanbieter besitzen. Es wird daher geschätzt, dass

20 verschiedene Anbieter ihre Software kostenpflichtig an-
passen müssen.

Insgesamt ergibt sich ein geschätzter einmaliger Personal-
aufwand i. H. v. ca. 15 Mio. Euro und ein einmaliger Sach-
aufwand i. H. v. 400 000 Euro.

Bund (KBA, BMVBS)

Beim KBA und BMVBS entstehen einmalig Personal- und
Sachaufwendungen zur Umsetzung der Richtlinie 2011/82/
EU.

Die Umsetzung der Richtlinie 2011/82/EU führt beim KBA
zu Verfahrensanpassungen. Die im Rahmen eines Projektes
vorzunehmenden Änderungen verursachen einmalig Perso-
nal- und Sachkosten. Die Arbeiten werden von KBA-eige-
nem Personal durchgeführt. Neueinstellungen oder die Zu-
arbeit externer Fachleute sind nicht vorgesehen. Im Projekt-
team arbeiten 19 Personen unterschiedlicher Entgeltgrup-
pen. Im Zeitraum von Ende 2012 bis 2013 entsteht ein
einmaliger Aufwand in Höhe von ca. 315 000 Euro. Der
Mehraufwand wird im Einzelplan 12 Kapitel 12 12 erwirt-
schaftet.
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Durch die Teilnahme an externen Besprechungen zur Um-
setzung der Richtlinie 2011/82/EU entstehen Reisekosten
von 1 200 Euro. Für notwendige Anpassungen des für den
EU-weiten Halterdatenaustauschs genutzten EUCARIS-
Systems entstehen einmalig im Jahr 2013 anteilig von
Deutschland zu tragende Kosten in Höhe von 9 000 Euro.
Der Mehraufwand wird im Einzelplan 12 Kapitel 12 12 des
KBA erwirtschaftet.

Darüber hinaus entsteht durch die Übersetzung des Informa-
tionsschreibens im Auftrag des BMVBS einmalige Sachauf-
wand i. H. v. ca. 3 000 Euro (Übersetzung von ca. 100 Zei-
len à 1,30 Euro pro Zeile [Schätzwert Übersetzungsbüro] in
22 EU-Amtssprachen = 76 × 1,30 Euro × 22 = 2 860 Euro).
Auch dieser Aufwand wird innerhalb des Verfügungsrah-
mens erwirtschaftet.

Insgesamt entstehen bei Bundesbehörden einmalige Perso-
nalaufwendungen i. H. v. 315 000 Euro sowie Sachaufwen-
dungen i. H. v. 13 200 Euro.

Bezüglich der Neuregelung des § 36 Absatz 2a StVG ist da-
von auszugehen, dass wie bisher im schriftlichen Aus-
kunftsverfahren nur in den Fällen, in denen Auffälligkeiten
im Bereich der Umsatzsteuer bestanden, die Daten, die im
zentralen Fahrzeugregister gespeichert sind, abgerufen wer-
den. Daher ist von einer geringen Fallzahl auszugehen.

Der nunmehr automationstechnische Abruf der Daten führt
zwar zu einer Minderung des Vollzugsaufwandes. Hierbei
dürfte es sich jedoch um einen nicht quantifizierbar gerin-
gen Betrag handeln.

3. Sonstige Kosten

Der Wirtschaft, insbesondere mittelständischen Unterneh-
men, entstehen keine zusätzlichen Kosten. Auswirkungen
auf Einzelpreis am Preisniveau, insbesondere Verbraucher-
preisniveau, sind nicht zu erwarten.

4. Bürokratiekosten

Es werden weder Informationspflichten geschaffen noch re-
duziert.

C. Sonstige Auswirkungen

Dieses Gesetz hat keine gleichstellungspolitischen Auswir-
kungen.

D. Nachhaltigkeit

Die Managementregeln und Indikatoren der nationalen
Nachhaltigkeitsstrategie wurden geprüft. Das Gesetz be-
rührt keine Aspekte der nachhaltigen Entwicklung.

E. Zu den einzelnen Vorschriften

Zu Artikel 1 (Änderung des Straßenverkehrsgeset-
zes)

Zu Nummer 1 (§ 6a StVG)

Anpassung der Formulierung an die inzwischen geänderte
Terminologie im Zulassungsrecht.

Zu Nummer 2 (§ 27 StVG – neu)

Die Vorschrift dient der Umsetzung der Richtlinie 2011/82/
EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
25. Oktober 2011 zur Erleichterung des grenzüberschreiten-
den Austauschs von Informationen über die Straßenver-
kehrssicherheit gefährdende Verkehrsdelikte (ABl. L 288
vom 5.11.2011, S. 1) in deutsches Recht. Abfrage i. S. d.
Absatzes 1 Satz 1 der Vorschrift meint die automatisierte
Suche nach Artikel 4 Absatz 1 der vorgenannten Richtlinie.

In Artikel 5 der Richtlinie 2011/82/EU ist geregelt, dass die
Verwaltungsbehörde nach Erhalt der ausländischen Halter-
und Fahrzeugdaten an den Halter oder Eigentümer des
Kraftfahrzeugs oder die anderweitig identifizierten Person,
die des Verkehrsverstoßes verdächtig ist, im Rahmen des
Bußgeldverfahrens ein Informationsschreiben übermittelt,
wenn sie „Folgemaßnahmen einleitet“. Die Übersendung
eines Informationsschreibens ist daher nicht erforderlich,
wenn die Verwaltungsbehörde nach Erhalt der Daten im
Rahmen ihres Ermessens von der Verfolgung des Verkehrs-
verstoßes absieht. Die Art, der Inhalt und die Form des In-
formationsschreibens stehen unter dem Vorbehalt des natio-
nalen Rechts des Deliktsmitgliedstaates. Insbesondere stellt
Artikel 5 Absatz 1 Satz 3 der Richtlinie 2011/82/EU klar,
dass die Mitteilung konkreter Rechtsfolgen oder Sanktionen
vor Abschluss des Verfahrens nicht erfolgen muss, soweit
das nationale Recht des Mitgliedstaates, in dem der Ver-
kehrsverstoß begangen wurde, dies nicht vorsieht.

Das Informationsschreiben soll die in Artikel 5 der Richt-
linie genannten Informationen über den Verkehrsverstoß
enthalten und wird in der Sprache des Zulassungsdoku-
ments oder in einer Amtssprache des Mitgliedstaates über-
mittelt, in dem das Kraftfahrzeug zugelassen ist.

Das deutsche Recht sieht die Versendung eines solchen In-
formationsschreibens bislang nicht vor. Im Rahmen des
Bußgeldverfahrens stellt das Informationsschreiben eine
Form der Anhörung des Betroffenen bzw. Vernehmung ei-
nes Zeugen dar. Die wichtigsten Inhalte sowie die Sprache,
in der das Informationsschreiben verfasst wird, gibt die
Richtlinie vor; es gilt jedoch auch hier der Vorbehalt des na-
tionalen Rechts des Mitgliedstaates, in dem der Verkehrs-
verstoß begangen wurde. Im Übrigen gelten die Verfahrens-
regelungen nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten
und nach der Strafprozessordnung. Die Verfahren der inter-
nationalen Rechtshilfe in Strafsachen bleiben jedoch unbe-
rührt. Der Empfänger des Informationsschreibens kann so-
wohl Betroffener als auch Zeuge sein und wird daher ent-
sprechend belehrt.

Nach Absatz 2 erfolgt die Anhörung bzw. Vernehmung der
ermittelten Person nach den allgemeinen Regeln des Buß-
geldverfahrens, wenn die ermittelte Person ihren Wohnsitz
im Inland hat. Denn nach Sinn und Zweck der Richtlinie
soll mit dem Informationsschreiben der im EU-Ausland an-
sässige Halter oder Betroffene in einer ihm verständlichen
Sprache über den Vorwurf informiert werden.

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung beabsichtigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminis-
terium der Justiz und den Ländern ein Muster eines Infor-
mationsschreibens im Verkehrsblatt bekannt zu geben.
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Zu Nummer 3 (§ 33 StVG)

Schaffung einer Rechtsgrundlage für die Registrierung der
der Zulassungsbehörde mitzuteilenden Daten des Erwerbers
gemäß § 33 Absatz 1 Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungsver-
ordnung im Zentralen Fahrzeugregister.

Zu den Nummern 4 und 8 (§ 35 Absatz 2a – neu – StVG
und § 40 StVG)

Die bisher in § 40 enthaltenen Vorgaben, zu welchen Zwe-
cken und an welche Behörden die Information über die
Fahrtenbuchauflage übermittelt wird, werden hier neu ver-
ankert. Damit wird diese Information den Fahrzeugdaten
und Halterdaten gleichgestellt. Zugleich wird klargestellt,
dass die Übermittlung der Fahrtenbuchauflage auf densel-
ben Wegen erfolgt, die auch für die Übermittlung anderer
das Fahrzeug betreffende Daten vorgesehen ist (Verweis auf
§ 35 Absatz 5 Nummer 1) und dass die Übermittlung nur
bezogen auf den Einzelfall, für den die Angabe benötigt
wird, erfolgt.

In § 40 ist die Regelung somit entbehrlich.

Die Erweiterung der Ermächtigungsgrundlage ermöglicht
es, konkretere Festlegungen über die Speicherung und
Übermittlung der Fahrtenbuchauflage per Verordnung zu re-
geln.

Zu Nummer 5 (§ 36 StVG Absatz 2a StVG)

Der neue Absatz 2a erweitert den bisher in § 36 geregelte
Online-Datenabruf auf alle mit der Kontrolle und Erhebung
der Umsatzsteuer betrauten Dienststellen der Finanzbehör-
den. Maßgebend dafür ist, dass der Handel mit Fahrzeugen
– insbesondere mit hochwertigen Marken – von einer hohen
Anfälligkeit für Umsatzsteuerhinterziehungen geprägt ist
und dabei Deutschland auf Grund seiner Spitzenposition in
der Automobilwirtschaft und der dementsprechend hohen
Produktnachfrage im In- und Ausland in besonderer Weise
im Focus von Kriminellen steht und von illegalen Handlun-
gen betroffen ist. Die Täter missbrauchen dabei planvoll das
unionsweit harmonisierte Mehrwertsteuersystem, das auch
der deutschen Umsatzsteuer zugrunde liegt.

Zur Bekämpfung dieser Formen der Hinterziehungsdelikte
mit Fahrzeugen erweist es sich für die Steuerverwaltung als
dringend notwendig, bereits in einem frühen Zeitpunkt des
Besteuerungsverfahrens über wirksame Instrumente zu ver-
fügen, um etwaige Gefährdungen oder Schädigungen des
Umsatzsteueraufkommens schnell erkennen und zeitnah
– möglichst noch zu einem Zeitpunkt, zu dem ein Schaden
noch nicht eingetreten ist, sich nicht weiter vergrößert hat
oder noch realistische Chancen auf Wiedergutmachung be-
stehen – dagegen vorgehen zu können. Dafür bedarf der
derzeit lediglich papierbasierte Auskunftsverkehr mit dem
Kraftfahrt-Bundesamt einer moderaten Weiterentwicklung.

So könnten, wenn Finanzämter auf Grund des diesen Ge-
schäften innewohnenden höheren Risikos beispielsweise
Fahrzeughändler auffordern, Verkaufsrechnungen zu den in
den Umsatzsteuer-Voranmeldungen angegebenen steuer-
freien innergemeinschaftlichen Lieferungen vorzulegen, die
in den Rechnungen aufgeführten Fahrzeugidentifikations-
nummern im Zentralen Fahrzeugregister zumindest stich-
probenweise online abgefragt werden.

Außerdem wird bei der Steuerverwaltung und bei dem
Kraftfahrt-Bundesamt der zu leistende Aufwand für das
Verfahren auf ein Minimum reduziert und es entfallen ver-
meidbare sowie teilweise fehleranfällige Arbeitsschritte in
einem nicht unbedeutenden Umfang (z. B. die listenmäßige
Aufbereitung der Fahrzeugidentifikationsnummern für das
schriftliche Auskunftsersuchen durch die Steuerverwaltung,
die Einzelabfragen im Zentralen Fahrzeugregister und das
Zusammenstellen der entsprechenden Antworten seitens des
Kraftfahrt-Bundesamtes). Daneben fallen auch die Arbei-
ten, Zeiten und Entgelte fort, die durch die Versendung und
Beantwortung der Ersuchen auf dem Postweg anfallen.

Die Erweiterung des § 36 StVG durch den neuen Absatz 2a
erschließt keine neuen Informationen, die nicht bereits der-
zeit vom Kraftfahrtbundesamt auf schriftlichem Wege durch
die Finanzbehörden angefordert werden können. Es findet
lediglich eine Anpassung des Verfahrens an die technischen
Gegebenheiten statt, wodurch mithilfe der sich daraus erge-
benden Beschleunigung auch die präventive Wirkung dieser
Maßnahmen verbessert wird.

Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass bei der
Umsatzsteuer der Kfz-Handel insgesamt von einer hohen
Betrugs- bzw. Missbrauchsanfälligkeit gekennzeichnet ist.

Wesentliches Ziel der Regelung ist die Sicherstellung einer
gleichmäßigen Festsetzung und Erhebung der Umsatz-
steuer, um bei dem umsatzsteuerlichen Massenverfahren im
Einzelfall durch eine Möglichkeit zur schnellen Beschaf-
fung von Informationen zu verhindern, dass zu Unrecht
Steuervorteile (z. B. Vorsteuererstattungen) erlangt werden.
Die Regelung dient auch den Interessen steuerehrlicher Un-
ternehmer, da sich die Bearbeitungszeit für ihre Steueran-
meldungen entsprechend verkürzt.

Zu den Absätzen 2b, 2c, 2d und 2e

Folgeänderung auf Grund der Neufassung von Absatz 2a.

Zu Absatz 2f

Durch diese Ergänzung wird sichergestellt, dass die Über-
mittlung der Fahrtenbuchauflage nach § 35 Absatz 2a
– neu – auch im automatisierten Verfahren erfolgen darf.
Grund für die Einführung eines automatisierten Verfahrens
ist in erster Linie die zügige Durchführung des Zulassungs-
verfahrens. Ein solches Bedürfnis gibt es aber auch in Buß-
geldverfahren bei Verkehrsordnungswidrigkeiten, insbeson-
dere vor dem Hintergrund einer Verjährung von nur drei
Monaten. Hierzu bedarf es auch der Kenntnis einer etwai-
gen Fahrtenbuchauflage (Fahreridentifizierung über Eintrag
im Fahrtenbuch). Die Übermittlung im nicht automatisier-
ten Verfahren ist – gerade bei einem ohnehin schon EDV-
basierten Massenverfahren – auch nicht mehr zeitgemäß.
Der Verwaltungsaufwand in den Bußgeldbehörden und
beim KBA wäre bei über 5 Millionen Halteranfragen pro
Monat unverhältnismäßig und nicht mehr zu leisten. Im Üb-
rigen haben die Erfahrungen in der Praxis mit der bisher nur
auf manuellen Abruf der Information zur Fahrtenbuchauf-
lage gezeigt, dass dieses Verfahren nicht ausreicht. Nur
durch eine automatisierte Übermittlung ist sichergestellt,
dass diese Information wie auch die anderen Fahrzeug- und
Halterdaten entsprechend den Erfordernissen des Einzelfass
der zuständigen Behörde zugeleitet werden.
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Zu Absatz 6 Satz 3, 4, 5 – neu –

Um den Anforderungen des Artikel 7 der Richtlinie 2011/
82/EU im Hinblick auf den Datenschutz und das Auskunfts-
recht betroffener Personen gerecht zu werden, soll § 36 Ab-
satz 6 StVG durch die neuen Sätze 3 und 4 erweitert wer-
den. Die bisher schon beim KBA vorhandenen Protokollda-
ten über Abrufe sollen für den Zweck der Auskunftsertei-
lung an den Betroffenen genutzt werden können. Satz 5
stellt das Auskunftsrecht des Betroffenen für die im Batch-
Verfahren erfolgten Datenübermittlungen sicher.

Zu Nummer 6 (§ 37b StVG – neu)

Bereits nach geltender Rechtslage dürfen Registerbehörden
die gespeicherten Fahrzeug- und Halterdaten zur Verfol-
gung von Verkehrsverstößen im Wege des automatisierten
Abrufs an hierfür zuständige Stellen in anderen Mitglied-
staaten übermitteln (§ 37a Absatz 1, § 37 Absatz 1 Buch-
stabe c und d StVG). Nach § 37a Absatz 1 StVG ist der
Registerbehörde bei der Übermittlung der Daten jedoch ein
Ermessen eingeräumt („dürfen“), während nach Artikel 4
Absatz 1 der Richtlinie 2011/82/EU die Übermittlung der
Daten nicht in das Ermessen der Mitgliedstaaten gestellt ist.
Auch der Ausschluss der Datenübermittlung in den in § 37a
Absatz 3 StVG genannten Fällen ist in der Richtlinie 2011/
82/EU nicht vorgesehen. Nach dieser Vorschrift ist der Da-
tenabruf nur zulässig, wenn der automatisierte Abruf unter
Berücksichtigung der schutzwürdigen Interessen der Betrof-
fenen wegen der Vielzahl der Übermittlungen oder ihrer Eil-
bedürftigkeit angemessen ist und der Empfängerstaat die
EU-Richtlinie über den Schutz natürlicher Personen bei der
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien
Warenverkehr anwendet.

Es ist daher zu bestimmen, dass die Fahrzeug- und Halter-
daten im Falle des automatisierten Abrufs nach der Richt-
linie zwingend an den anfragenden Mitgliedstaat zu über-
senden sind, sofern die in der Richtlinie geregelten Voraus-
setzungen für den Datenabruf erfüllt sind.

Es ist zu verhindern, dass von Deutschland übermittelte
Halterdaten in anderen Mitgliedstaaten im Rahmen der Hal-
terhaftung zur Sanktionierung des Halters unabhängig von
seinem individuellen Verschulden verwendet werden kön-
nen. Wegen des strafrechtlichen Charakters des deutschen
Ordnungswidrigkeitenrechts wird eine verschuldensunab-
hängige Haftung in diesem Bereich als unvereinbar mit dem
Schuldgrundsatz angesehen. Um sicherzustellen, dass die
übermittelten Daten nur zur Fahrerermittlung verwendet
werden, ist bei der Übermittlung der Daten an den Empfän-
gerstaat ausdrücklich darauf hinzuweisen, dass die übermit-
telten Daten nur verwendet werden dürfen, um den Fahrer
des Kraftfahrzeugs zu ermitteln, der den der Anfrage zu-
grunde liegenden Verstoß begangen hat. Nach Artikel 4 Ab-
satz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 2011/82/EU verwendet
der Mitgliedstaat, in dem der Verkehrsverstoß begangen
wurde, die erhaltenen Daten, um die Person festzustellen,
die persönlich für den Verkehrsverstoß haftbar ist. Deutsch-
land hat hierzu im Verkehrsministerrat die Erklärung abge-
geben, dass die Regelung so verstanden wird, dass als per-
sönlich haftbare Person in diesem Sinne ausschließlich der
Fahrer in Frage kommt, da nur er den Verkehrsverstoß be-
gangen hat, und die übermittelten Halterdaten damit aus-
schließlich zur Fahrerermittlung verwendet werden dürfen

(Erklärung Deutschlands im Verkehrsministerrat am 2. De-
zember 2011, Ratsdok. 17409/10 ADD 1).

Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwick-
lung wird dem KBA als für die Datenübermittlung zustän-
dige nationale Kontaktstelle zu dem konkreten Verfahren
eine entsprechende Weisung erteilen und die ausländischen
Stellen hierüber informieren.

Zu Nummer 7

Folgeänderungen zu Nummer 6.

Artikel 2 (Änderung des Gesetzes über die
Errichtung eines Kraftfahrt-Bundes-
amtes)

Zu § 2

Zu Absatz 1

Zu Nummer 3

Zu Buchstabe b

Zu Doppelbuchstabe aa

Hierbei handelt es sich um eine redaktionelle Anpassung,
nachdem die Verordnung (EG) Nr. 1172/98 des Rates vom
25. Mai 1998 durch die Verordnung (EU) Nr. 70/2012 des
Europäischen Parlamentes und des Rates vom 18. Januar
2012 (ABl. EU Nr. L 32 S. 1) aufgehoben und ersetzt wor-
den ist.

Zu Doppelbuchstabe bb

Diese Regelung wurde ohne Änderung in die neue Zählung
übernommen.

Zu Doppelbuchstabe cc und Buchstabe c

Mit diesen Änderungen des Gesetzes über die Errichtung
eines KBA werden dem Bundesamt förmlich die Aufgaben
zugewiesen, die auf Grund des § 6 Absatz 1 Nummer 2
Buchstabe m des Straßenverkehrsgesetzes nach den An-
lagen VIIIa und VIIIe zur Straßenverkehrs-Zulassungs-Ord-
nung durch das Kraftfahrt-Bundesamt wahrzunehmen sind.

Die Aufgabe der Fahrleistungsstatistik nach Buchstabe b
Doppelbuchstabe cc wird beim KBA neu eingerichtet.
Demgegenüber wird die Statistik über die festgestellten
Mängel nach Buchstabe c lediglich auf eine neue Rechts-
grundlage gestellt und im Verfahren angepasst, indem die
insoweit neu zuständige zentrale Stelle die Datenübermitt-
lung an das KBA bündelt.

Zu Nummer 8a

Mit dieser Änderung wird dem KBA die Aufgabe der natio-
nalen Kontaktstelle gemäß Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie
2011/82/ EU des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 25. Oktober 2011 zugewiesen. Die nationale Kontakt-
stelle ist die zuständige Behörde für den Austausch von
Fahrzeugzulassungsdaten.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten.
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Anlage 2

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Re-
gelungsvorhabens geprüft.

I. Zusammenfassung

II. Im Einzelnen

Die Änderung des Straßenverkehrsgesetzes dient der Umset-
zung der Richtlinie 2011/82/EU des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 25. Oktober 2011 zur Erleichterung
des grenzüberschreitenden Austauschs von Informationen
über die Straßenverkehrssicherheit gefährdende Verkehrsde-
likte. Ziel dieser Richtlinie ist es, die Straßenverkehrssicher-
heit zu verbessern. Dies soll insbesondere durch die EU-Mit-
gliedstaaten übergreifende Ahndung von Verkehrsordnungs-
widrigkeiten gewährleistet werden. Um dies zu erreichen,
soll ein EU-weites System für den Austausch von Halterda-
ten bei Verkehrsdelikten eingerichtet werden.

Erfüllungsaufwand

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkungen auf den
Erfüllungsaufwand von Bürgerinnen und Bürger sowie
Wirtschaft.

Verwaltung

1. Bund (Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung – BMVBS –, Kraftfahrt-Bundesamt – KBA –,
Bundesanstalt für Straßenwesen – BASt)

Jährlicher Erfüllungsaufwand

Für den Betrieb und die Pflege des Neuverfahrens, die
Bearbeitung von datenschutzrechtlichen Halteranfragen
sowie für die Zuarbeit zum Bericht an die EU-Kommis-
sion entsteht jährlicher Erfüllungsaufwand beim KBA
und bei der BASt in Höhe von rd. 62 000 Euro.

Einmaliger Erfüllungsaufwand

Darüber hinaus entsteht einmaliger Erfüllungsaufwand
in Höhe von rd. 330 000 Euro beim KBA und beim
BMVBS für die Verfahrensanpassungen und die Über-
setzung der Informationsschreiben in die 22 EU-Amts-
sprachen. Sowohl der jährliche als auch der einmalige
Mehraufwand werden im Einzelplan 12 Kapitel 12 12
erwirtschaftet.

2. Länder/Kommunen (Bußgeldbehörden, Finanzbehörden)

a) Bußgeldbehörden

Jährlicher Erfüllungsaufwand

Der Aufwand für die Bußgeldbehörden im Zusam-
menhang mit dem Versenden von Informations-
schreiben für Zuwiderhandelnde aus dem EU-Aus-
land schätzt das Ressort auf rd. 14,5 Mio. Euro pro
Jahr. Dabei geht es von insgesamt 2,4 Mio. Fällen pro
Jahr insbesondere bei den durch die EU-Richtlinie
vorgegebenen Kategorien der „Überschreitung von
Geschwindigkeitsgrenzen“, des „Überfahrens eines
roten Lichtzeichens“ und der „rechtswidrigen Benut-
zung eines Mobiltelefons oder anderer Kommunika-
tionsgeräte beim Fahren“ aus. Im Einzelfall bedeutet
dies einen Bearbeitungsaufwand von rd. 9 Minuten
und einen Personal- und Sachaufwand in Höhe von
rd. 5 Euro.

Einmaliger Erfüllungsaufwand

Der einmalige Aufwand in Höhe von rd. 15,4 Mio.
Euro entsteht aufgrund von Schulungsmaßnahmen
der Mitarbeiter in den Bußgeldbehörden (je Bußgeld-
behörde (insgesamt 1 267) rd. 15 Mitarbeitern, die
geschult werden), der Anpassung der internen Pro-
zessabläufe (Installation der Software und Testläufe)
sowie des Entwurfs des Muster-Informationsschrei-
bens.

b) Finanzbehörden

Jährliche Entlastung

Die Finanzbehörden werden jährlich aufgrund der
Erweiterung des im § 36 des Straßenverkehrsgeset-
zes geregelten Online-Datenabrufs auf alle mit der

Bürgerinnen und Bürger Keine Auswirkungen

Wirtschaft Keine Auswirkungen

Verwaltung
Bund:

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

62 000 Euro Personalaufwand

315 000 Euro Personalaufwand

13 200 Euro Sachaufwand

Land:
Bußgeldbehörden:

Jährlicher Erfüllungsaufwand:

Pro Fall

Einmaliger Erfüllungsaufwand:

Finanzbehörden:

Schaffung der Möglichkeit des
Online-Datenabrufs beim
KBA:

Entlastung:

11,8 Mio. Euro Personalauf-
wand

2,7 Mio. Euro Sachaufwand

5 Euro bei rd. 2,4 Mio. Fällen
insgesamt

15 Mio. Euro Personalaufwand
400 000 Euro Sachaufwand

Im geringen Umfang

1:1 Umsetzung: Mit dem Gesetzentwurf erfolgt
eine 1:1-Umsetzung der Richt-
linie 2011/82/EU des Europäi-
schen Parlaments und des Ra-
tes vom 25. Oktober 2011 zur
Erleichterung des grenzüber-
schreitenden Austauschs von
Informationen über die Straßen-
verkehrssicherheit gefährdende
Verkehrsdelikte.

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines gesetz-
lichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Regelungsvorha-
ben.
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Kontrolle und Erhebung der Umsatzsteuer betrauten
Dienststellen in geringer Höhe entlastet.

Mit dem Regelungsvorhaben wird die EU-Richtlinie 1:1 in
deutsches Recht umgesetzt.

Der Nationale Normenkontrollrat hat im Rahmen seines ge-
setzlichen Prüfauftrages keine Bedenken gegen das Rege-
lungsvorhaben.
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Anlage 3

Stellungnahme des Bundesrates

Der Bundesrat hat in seiner 908. Sitzung am 22. März 2013
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen:

Zu Artikel 2 (§ 2 Absatz 1 Nummer 2a – neu – KBAG)

In Artikel 2 ist der Nummer 1 folgende Nummer 0 voranzu-
stellen:

,0. Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 2a eingefügt:

„2a. für Zwecke der Zulassung von Fahrzeugen und der
Zuteilung von Kennzeichen die Errichtung und den
Betrieb informationstechnischer Systeme für eine
zentrale elektronische, auch internetbasierte Verar-
beitung von für diesen Zweck erforderlichen Daten
und deren Weiterleitung an die für den Vollzug zu-
lassungsrechtlicher Vorschriften zuständigen Be-
hörden und Stellen,“.‘

B e g r ü n d u n g

Auf Grund der sich im täglichen Leben zunehmend ändern-
den Prozesse sollte auch das Zulassungswesen für internet-
basierte Vorgänge geöffnet werden. Es soll deshalb ermög-
licht werden, dass die dafür erforderlichen Daten vom infor-
mationstechnischen System des Kraftfahrt-Bundesamtes
zentral erfasst und an die zuständigen Behörden und Stellen
der Länder weitergeleitet werden. Dies ermöglicht die Nut-
zung der sicheren und hochverfügbaren Infrastruktur des
Kraftfahrt-Bundesamtes. Ziel ist es, die Grundlage dafür zu
schaffen, dass alle Bürgerinnen und Bürger eine bundesweit
einheitliche Eingabemaske nutzen und schlussendlich auch
Anwendungen für mobile Geräte (Apps) entwickelt werden
können, um den Nutzern zeitgemäße Verfahren zur Verfü-
gung zu stellen.
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Anlage 4

Gegenäußerung der Bundesregierung

Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme wie
folgt:

Zu Artikel 2 (§ 2 Absatz 1 Nummer 2a – neu – KBAG)

Dem Vorschlag wird zugestimmt.

Er dient der Schaffung der rechtlichen Grundlage für die
Einrichtung und den Betrieb informationstechnischer
Systeme beim Kraftfahrt-Bundesamt und führt zu keinen
Änderungen im Erfüllungsaufwand.
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